
Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, 
Dr. Gottfried Curio, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/9474 –

Vorfall am Hauptbahnhof in Mainz im Zuständigkeitsbereich der Bundespolizei

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nach einem Medienbericht sucht die Bundespolizei Zeugen für einen Angriff 
auf Polizeibeamte am Montagmorgen, den 9. Oktober 2023 im Mainzer 
Hauptbahnhof. Ein 25-jähriger Mann hatte sich demnach einer Kontrolle 
durch die Bundespolizei widersetzt. Nachdem er nach Darstellung der Polizei 
nach einem der Polizisten geschlagen hatte, wurde er zu Boden gebracht und 
gefesselt. Dabei soll er erheblichen Widerstand geleistet und die Polizeibeam-
ten beleidigt und bedroht haben. Eine Polizeibeamtin sei dabei verletzt wor-
den. Der Sachverhalt sei durch diverse Zeugen beobachtet und teilweise per 
Mobiltelefon aufgezeichnet worden, wie die Polizei am 13. Oktober 2023 mit-
teilte. Nach dem Vorfall wurde der Mann vorläufig festgenommen, jedoch 
nach Abschluss der polizeilichen Maßnahmen wieder freigelassen. Gegen ihn 
würde wegen Beleidigung, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, sexueller 
Belästigung sowie Bedrohung ermittelt (https://lokalo.de/artikel/308621/rlp-b
undespolizisten-an-bahnhof-angegriffen-zeugen-filmten-attacke-per-handy/?fb
clid=IwAR1OCGDSjbDWx4VY3V9UbAHr--7HkzHimdqd8r-WAFg25QQH
dZhyo-a4HfE).

1. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung zu der Staatsangehörigkeit, 
dem Geburtsort und dem Alter des Tatverdächtigen im Sinne der Vorbe-
merkung der Fragesteller (bitte ggf. alle Staatsangehörigkeiten aufführen)?

2. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung zu dem Aufenthaltsstatus 
bzw. dem vorliegenden Aufenthaltstitel des Tatverdächtigen?

3. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung zum Fortgang des Ermitt-
lungsverfahrens, beziehungsweise sind die in der Presse genannten Tatvor-
würfe zutreffend, und wird gegebenenfalls wegen weiterer Straftaten 
gegen den Tatverdächtigen ermittelt?

4. War der Tatverdächtige nach Kenntnis der Bundesregierung polizeibe-
kannt, und wenn ja, in welchen Zusammenhängen?

Deutscher Bundestag Drucksache 20/9810
20. Wahlperiode 14.12.2023

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern und für Heimat vom 
8. Dezember 2023 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.

https://lokalo.de/artikel/308621/rlp-bundespolizisten-an-bahnhof-angegriffen-zeugen-filmten-attacke-per-handy/?fbclid=IwAR1OCGDSjbDWx4VY3V9UbAHr--7HkzHimdqd8r-WAFg25QQHdZhyo-a4HfE


5. Stand der Tatverdächtige nach Kenntnis der Bundesregierung zum Zeit-
punkt der Tat unter Alkohol- oder Drogeneinfluss (bitte etwaige ermittelte 
Ergebnisse angeben)?

6. Wurde der Tatverdächtige nach Kenntnis der Bundesregierung auf Waffen 
oder verbotene Gegenstände kontrolliert, und wenn ja, mit welchen Ergeb-
nissen?

Die Fragen 1 bis 6 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Trotz der grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Pflicht, Auskunftsansprüche 
des Deutschen Bundestages zu erfüllen, tritt hier nach sorgfältiger Abwägung 
der betroffenen Belange das Informationsinteresse des Parlaments hinter den 
berechtigten Geheimhaltungsinteressen zurück. Das Interesse der Allgemein-
heit an der Gewährleistung einer funktionstüchtigen Strafrechtspflege leitet sich 
aus dem Rechtsstaatsprinzip ab und hat damit ebenfalls Verfassungsrang. Die in 
den Fragen erbetenen Informationen sind Gegenstand des derzeit laufenden 
Strafverfahrens und damit auch für die Anklageschrift sowie für das Gewicht 
der dem Angeklagten zur Last gelegten Tatvorwürfe von Bedeutung. Um den 
Fortgang des Verfahrens nicht zu gefährden, kommt dem Interesse der Allge-
meinheit an der Gewährleistung einer funktionstüchtigen Strafrechtspflege und 
Strafverfolgung hier Vorrang vor dem Informationsinteresse zu.
Darüber hinaus erteilt bei laufenden Strafverfahren unter entsprechender Abwä-
gung nur die sachleitende Staatsanwaltschaft, die grundsätzlich dem Verant-
wortungsbereich des jeweiligen Landesjustizministeriums unterliegt, Auskunft 
zum Sachverhalt. Aufgrund der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Län-
dern äußert sich die Bundesregierung daher nicht zu den Einzelheiten des Ver-
fahrens.

7. War die verletzte Polizeivollzugsbeamtin nach Kenntnis der Bundesregie-
rung infolge des Angriffs des Tatverdächtigen dienstunfähig, und wenn ja, 
wie lange, und aufgrund welcher Verletzungen?

Die betroffene Polizeivollzugsbeamtin wurde im Einsatz nur leicht verletzt und 
war weiterhin dienstfähig.
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